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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten 

a) Entwurf der Kommission der EWG für eine Entscheidung 
des Rats zur Errichtung eines Lebensmittelausschusses, 

b) Vorschlag der Kommission der EWG für eine Richtlinie des 
Rats zur Änderung der Richtlinie des Rats vom 5. November 
1963 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten für konservierende Stoffe, die in Lebensmitteln ver- 
wendet werden dürfen, 

c) geänderten Vorschlag der Kommission der EWG für eine 
Richtlinie des Rats zur Änderung der Richtlinie des Rats zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für 
färbende Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet werden 
dürfen, 

d) geänderten Vorschlag der Kommission der EWG für eine 
Richtlinie des Rats zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten für Antioxydantien, die in Lebensmit- 
teln verwendet werden dürfen, 

e) geänderten Vorschlag der Kommission der EWG für eine 
Richtlinie des Rats zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten für Kakao und Schokolade 

— Drudesache V/ 12 — 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/238 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Blohm 


Die oben angeführten Vorschläge der EWG- Kom- 
mission wurden mit Schreiben des Herrn Präsidenten 
vom 25. November 1965 dem Ausschuß für Gesund- 
heitswesen in alleiniger Zuständigkeit überwiesen; 
sie wurden in der Sitzung vom 19. Januar 1966 
beraten. 

1. Mit ihren Vorschlägen will die Kommission ein 
Ausschußverfahren für bestimmte Bereiche der 
Angleichung des Lebensmittelrechts der Mit- 
gliedstaaten nach dem Vorbild der Agrarmarkt- 
verordnungen einführen. Durch Entscheidung des 
Rats soll ein aus Vertretern der Mitgliedstaaten 
bestehender Lebensmittelausschuß unter Leitung 
der Kommission errichtet werden (Buchstabe a). 
Die in den Buchstaben b bis e enthaltenen Vor- 
schläge beziehen sich auf die Einführung des 
Ausschußverfahrens sowohl in die bereits erlas- 
senen Richtlinien als auch in die dem Rat der 
EWG gegenwärtig zur Beschlußfassung vorgeleg- 
ten Richtlinienentwürfe auf dem Gebiet des 
Lebensmittelrechts. 

Der Ausschuß soll zu bestimmten Entwürfen der 
Kommission Stellung nehmen, wobei eine Be- 
schlußfassung unter Wägung der Stimmen nach 
Maßgabe des Artikels 148 Abs. 2 des EWG-Ver- 
trages mit einer qualifizierten Mehrheit von 
12 Stimmen zustande kommt. Die Kommission 
kann die von ihr beabsichtigte Regelung aller- 
dings in jedem Fall erlassen, also auch dann, 
wenn sich die Mehrheit des Ausschusses dagegen 
ausgesprochen hat. Im letzteren Fall muß die 
Kommission den Rat unterrichten, sie kann je- 
doch die Anwendung der von ihr beschlossenen 
Regelung bis zur Dauer von höchstens einem 
Monat aussetzen; außerdem kann der Rat — 
ebenfalls innerhalb eines Monats — mit quali- 
fizierter Mehrheit anders entscheiden. 

Das Ausschußverfahren soll auf die Festsetzung 
der Analysenmethoden und der Reinheitskrite- 
rien sowie — im Fall der Kakaorichtlinie — auf 
die Festsetzung der Liste der Extraktionsmittel 
für Kakaobutter Anwendung finden. 

2. Der Ausschuß für Gesundheitswesen hat in seinen 
Beratungen die Auffassung vertreten, daß die 


vorgeschlagenen Maßnahmen nicht nur verfah- 
rensrechtlicher Art sind, sondern erhebliche 
materielle Bedeutung haben, zumal die Bereiche, 
für die das Ausschußverfahren vorgesehen ist, 
im Ergebnis nicht vom Rat, sondern von der 
Kommission geregelt werden würden. Soweit es 
sich um die Festlegung von Reinheitskriterien 
und die Liste der Lösungsmittel für die Extraktion 
von Kakaobutter handelt, sollen dabei der Kom- 
mission gegenüber den bisherigen Richtlinien 
bzw. Richtlinienentwürfen zusätzliche Befugnisse 
übertragen werden. 

Der Ausschuß war einstimmig der Auffassung, 
daß diese Befugnisse beim Rat verbleiben müs- 
sen; die gleiche Meinung hatte der Ausschuß 
bereits hinsichtlich der Reinheitskriterien in 
seiner Stellungnahme zu dem Vorschlag zur 
Änderung der Farbstoffrichtlinie und für eine 
Richtlinie für Antioxydantien — ■ Drucksache IV/ 
2769 — dadurch zum Ausdruck gebracht, daß er 
seinerzeit die Zustimmung der Mitgliedstaaten 
zu diesen Regelungen forderte. Gleiches gilt 
auch für die Liste der Lösungsmittel. 

Die Ausschußmitglieder vertraten die Ansicht, 
daß es sich in allen diesen Fällen um Regelungen 
handelt, die gesundheitspolitisch von wesent- 
licher Bedeutung sind, also nicht um rein tech- 
nische Durchführungsbestimmungen, die der Rat 
nach Artikel 155 letzter Unterabsatz des EWG- 
Vertrages der Kommission zur selbständigen Ent- 
scheidung zuweisen kann. 

In den Vorschlägen der Kommission ist zwar die 
Mitwirkung der Mitgliedstaaten im Lebensmittel- 
ausschuß und ein Abänderungsrecht des Rats 
vorgesehen. In beiden Fällen ist jedoch das in 
Artikel 100 des EWG-Vertrages festgelegte Ein- 
stimmigkeitsprinzip nicht gesichert. Wenn auch 
der Ausschuß grundsätzlich eine Vereinfachung 
des Verfahrens bei der Rechtsangleichung be- 
grüßt, so wiegen die dargelegten Bedenken doch 
nach seiner Auffassung so schwer, daß er der von 
der Kommission vorgeschlagenen Regelung nicht 
zuzustimmen vermag; er lehnt deshalb die Vor- 
lagen der Kommission ab. 


Bonn, den 28. Januar 1966 


Frau Blohm 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

der Bundesregierung zu empfehlen, die Vorschläge 
der Kommission der EWG über die Errichtung eines 
Lebensmittelausschusses und über Änderungen der 
Richtlinien und Richtlinienentwürfe über die An- 
gleichung von Rechtsvorschriften auf dem Gebiet 
des Lebensmittelrechts — Drucksache V/12 — ab- 
zulehnen. 

Bonn, den 28. Januar 1966 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen 

Frau Dr. Hubert Frau Blohm 

Vorsitzende Berichterstatterin 
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